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6  Gewerbesteuer

6.1 Historische Entwicklung und Skizze des geltenden Rechts

Historische Entwicklung

Die historischen Wurzeln einer besonderen Besteuerung von Ge-

werbetreibenden reichen bis ins MiƩ elalter zurück. Die heuƟ ge 

Gewerbesteuer ist immer noch stark von den Steuerreformen 

des preußischen Finanzministers Miquel in den 1890er Jahren 

geprägt439 und basiert im Wesentlichen auf dem Gewerbesteuer-

gesetz aus dem Jahr 1936. Durch die Realsteuerreform von 1936 

ist die Gewerbesteuer erstmalig im gesamten Reichsgebiet ein-

heitlich geregelt worden. Als Bemessungsgrundlagen wurden der 

Gewerbeertrag und das Gewerbekapital allgemein verbindlich 

festgelegt, während die Lohnsumme nur opƟ onal herangezogen 

wurde. Das SteuerauŅ ommen stand den Gemeinden ohne Abzü-

ge zu.

Seit dem Jahr 1970 unterlag diese SystemaƟ k einem permanen-

ten Wandel. WichƟ ge Änderungen waren folgende440:

 � 1970: Einführung der Gewerbesteuerumlage zugunsten von 

Bund und Ländern, die Gemeinden werden im Gegenzug an 

Lohnsteuer und veranlagter Einkommensteuer beteiligt

 � 1980: Abschaff ung der fakultaƟ v erhobenen Lohnsummen-

steuer

 � 1998: Abschaff ung der Gewerbekapitalsteuer, die Gemeinden 

erhalten als KompensaƟ on Anteile an der Umsatzsteuer

439 In Preußen wurde die Gewerbesteuer ab 1895 den Gemeinden überlassen, um die 
Wegnahme der kommunalen Einkommensteuer auszugleichen. In den anderen Län-
dern des Reiches war die Gewerbesteuer bis zur Realsteuerreform des Jahres 1936 
eine Landessteuer, zu der die Gemeinden lediglich Zuschläge erheben durŌ en. Vgl. 
KBI (2002a), S. 106.

440 Vgl. Bier (2012), S. 190.
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 � 2000: Einführung diverser Anrechnungssysteme der Gewerbe-

steuer auf die Einkommensteuer (§ 35 EStG)

 � 2004: Festlegung eines Mindesthebesatzes von 200 Prozent

 � 2008: Abschaff ung der Abzugsfähigkeit der Gewerbesteuer als 

Betriebsausgabe und Ausweitung der Hinzurechnungen bei 

gleichzeiƟ ger Absenkung der KörperschaŌ steuersätze im Zuge 

der Unternehmenssteuerreform („Revitalisierung“ der Gewer-

besteuer) 

Bereits dieser kursorische Überblick zeigt, dass sich die Gewerbe-

steuer unsystemaƟ sch und widersprüchlich entwickelt hat. Beson-

ders auff ällig ist das bei der Gewichtung der ertragsunabhängigen 

Besteuerungselemente. Diese sind mit dem Wegfall der Lohn-

summen- und Gewerbekapitalsteuer zunächst reduziert worden, 

die Ausweitung der Hinzurechnungen bewirkte aber eine Kehrt-

wende und verschärŌ e die Substanzbesteuerung. Zudem wäre es 

nach der Abschaff ung der beiden genannten Teilsteuern folge-

richƟ g gewesen, die Gewerbesteuer vollständig abzuschaff en. Die 

Unternehmenssteuerreform 2008 hat jedoch die Gewerbesteuer 

gegenüber der Einkommen- und KörperschaŌ steuer aufgewertet. 

Durch den abgesenkten KörperschaŌ steuertarif und den Wegfall 

des Betriebsausgabenabzugs ist „die Gewerbesteuer zumindest 

für KapitalgesellschaŌ en sowie miƩ lere und große Gewerbebe-

triebe zur häufi g gewichƟ gsten Ertragsteuer“441 geworden. Diese 

Entwicklung ist durch den AnsƟ eg der Gewerbesteuer-Hebesätze 

in den letzten Jahren noch verstärkt worden.442 

Skizze des geltenden Rechts

SteuersystemaƟ sch gehört die Gewerbesteuer zu den Real- bzw. 

Objektsteuern. Sie knüpŌ  an das Objekt Gewerbebetrieb und 

441 Bier (2012), S. 191.
442 Siehe Kapitel 6.2.
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dessen ErtragskraŌ  an. Nach § 1 Gewerbesteuergesetz sind die 

Gemeinden berechƟ gt, eine Gewerbesteuer zu erheben. Steu-

ergegenstand ist jeder stehende Gewerbebetrieb, soweit er im 

Inland betrieben wird. Unter Gewerbebetrieb ist ein gewerbli-

ches Unternehmen im Sinne des Einkommensteuergesetzes zu 

verstehen.443 Nicht gewerbesteuerpfl ichƟ g sind land- und forst-

wirtschaŌ liche Betriebe sowie Freie Berufe und Selbständige im 

Sinne von § 18 des Einkommensteuergesetzes.

Tabelle 6.1: Wich  ge Merkmale der Gewerbesteuer auf einen Blick

Steuergegenstand Gewerbebetrieb

Bemessungsgrundlage Gewerbeertrag

Steuermesszahl 3,5 Prozent

Hebesatz gemeindespezifi sch (mind. 200 Prozent)

Steuerschuldner KapitalgesellschaŌ  bzw. Anteilseigner 
(Personen gesellschaŌ )

Steuerbefreiungen (Auswahl) Freibetrag von 24.500 Euro für natürliche 
Personen und PersonengesellschaŌ en

Gesetzgebungskompetenz Bund (Bemessungsgrundlage), Kommunen 
(Hebesatz)

Ertragshoheit Gemeinden / Gewerbesteuerumlage: 
Bund und Länder 

AuŅ ommen* 55,9 Milliarden Euro (2018)

AuŅ ommensentwicklung Stark steigend (2010-2018: + 56 Prozent)

Anteil GesamtsteuerauŅ ommen 7,2 Prozent

Quelle: Eigene Darstellung. *Bru  oau  ommen (einschließlich Gewerbesteuerumlage).

443 § 15 Abs. 2 EStG defi niert den Gewerbebetrieb als eine „selbständige nachhalƟ ge Be-
täƟ gung, die mit der Absicht, Gewinn zu erzielen, unternommen wird und sich als 
Beteiligung am allgemeinen wirtschaŌ lichen Verkehr darstellt.“
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Die Gewerbesteuer wird als Gewerbeertragsteuer erhoben. Der 

Gewerbeertrag stellt somit die Bemessungsgrundlage dar.444 

Zur ErmiƩ lung des Gewerbeertrags wird zunächst der einkom-

mensteuerrechtliche Gewinn angesetzt und durch verschiedene 

Ansätze erhöht oder gekürzt. Zu den Hinzurechnungen445, die 

den Gewinn erhöhen, zählen bspw. Teile der Aufwendungen für 

Schuldzinsen, Mieten, Pachten, Leasingraten und Lizenzgebüh-

ren.446 Zu den Kürzungen zählen hingegen u. a. 1,2 Prozent des 

Einheitswerts der Betriebsgrundstücke447 und unter besƟ mmten 

Voraussetzungen Erträge aus Beteiligungen.448

Auf den so ermiƩ elten Gewerbeertrag wird – ggf. nach Abzug ei-

nes Freibetrags449 – die Steuermesszahl von 3,5 Prozent angewen-

det. Das Ergebnis ist der Steuermessbetrag. Dieser wird mit dem 

Gewerbesteuer-Hebesatz mulƟ pliziert. Die Höhe des Hebesatzes 

kann von jeder Gemeinde oberhalb der gesetzlichen Untergrenze 

von 200 Prozent selbst besƟ mmt werden.450 Bei einem Hebesatz 

von bspw. 400 Prozent wird der Gewerbeertrag, der den Freibe-

trag übersteigt, mit einer Gewerbesteuer von 14 Prozent belastet. 

Zu beachten sind allerdings belastungsverringernde BesƟ mmun-

gen, die von der Rechtsform des Gewerbebetriebes abhängen. 

Bei PersonengesellschaŌ ern wird die Gewerbesteuer pauschal 

444 Siehe § 6 GewStG. Von den ursprünglich drei Teilsteuern der Gewerbesteuer wird 
die Lohnsummensteuer seit dem 01.01.1980 und die Gewerbekapitalsteuer seit dem 
01.01.1998 nicht mehr erhoben.

445 Siehe § 8 GewStG.
446 Vgl. KBI (2008c), S. 4 ff . für eine detaillierte Darstellung und Bewertung der Hinzurech-

nungen. 
447 Durch die Kürzung soll eine Doppelbelastung von Gewerbesteuer und Grundsteuer 

vermieden werden. Vgl. Montag (2018), Rz. 33 und KBI (2002a), S. 100.
448 Vgl. zur Gewährung von sog. Schachtelprivilegien Montag (2018), Rz. 35.
449 Der Freibetrag beträgt gemäß § 11 Abs. 1 GewStG bei natürlichen Personen und Per-

sonengesellschaŌ en 24.500 Euro. Bei besƟ mmten sonsƟ gen jurisƟ schen Personen, 
z. B. rechtsfähigen Vereinen, beträgt der Freibetrag 3.900 Euro. Für Kapitalgesellschaf-
ten gibt es keinen Freibetrag.

450 Ab dem Erhebungszeitraum 2004 ist der in § 16 Abs. 4 GewStG enthaltene Mindest-
hebesatz anzuwenden. Vgl. Roser (2012), S. 192.
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auf die Einkommensteuer angerechnet.451 Liegt der Gewerbe-

steuerhebesatz bei 400 Prozent oder darunter, werden diese Be-

triebe weitgehend oder sogar vollständig von der Gewerbesteuer 

entlastet.452 KapitalgesellschaŌ en können die Gewerbesteuer hin-

gegen nicht auf die KörperschaŌ steuer anrechnen.453

Tabelle 6.2:  Übersicht zur Ermi  lung der Gewerbesteuerschuld (vereinfachte 
Darstellung)

Gewinn aus Gewerbebetrieb (§ 7 GewStG)

+ Hinzurechnungen (§ 8 GewStG)
 (z. B. 25 % der Entgelte für Schulden)

– Kürzungen (§ 9 GewStG)
 (z. B. 1,2 % des Einheitswerts von Betriebsgrundstücken)

=  Gewerbeertrag

– Freibetrag

= verbleibender Betrag

x Steuermesszahl von 3,5 %

= Steuermessbetrag nach dem Gewerbeertrag

x Hebesatz der Gemeinde (mind. 200 %)

= Gewerbesteuerschuld

Eigene Darstellung.

451 Siehe § 35 EStG. Die Anrechnung erfolgt in pauschalierter Form, also unabhängig 
vom Hebesatz der einzelnen Gemeinde. Hierzu wird der Gewerbesteuermessbetrag 
mit dem Anrechnungsfaktor in Höhe von 3,8 mulƟ pliziert. Der so ermiƩ elte Anrech-
nungsbetrag darf die tatsächlich gezahlte Gewerbesteuer nicht übersteigen und wird 
bei Hebesätzen unter 380 Prozent entsprechend gekürzt. Unter BerücksichƟ gung des 
Solidaritätszuschlags kann die Gewerbesteuer somit eff ekƟ v bis zu einem Hebesatz 
von etwa 400 Prozent auf die Einkommensteuer angerechnet werden. Die Einkom-
mensteuer wird jedoch maximal bis auf 0 Euro ermäßigt. Wenn die Gewerbesteuer 
die Einkommensteuer übersteigt, fi ndet somit keine ErstaƩ ung des überschüssigen 
Gewerbesteuerbetrags staƩ . 

452 Ein Betrieb, der einem Hebesatz von maximal 400 Prozent unterliegt, wird nur dann 
vollständig von der Gewerbesteuer entlastet, wenn die Gewerbesteuer die zu zahlen-
de Einkommensteuer nicht übersteigt. Vgl. Kapitel II.6.4.1 und II.6.4.3. 

453 Zu berücksichƟ gen ist, dass mit der Unternehmenssteuerreform 2008 der Körper-
schaŌ steuersatz von 25 Prozent auf 15 Prozent gesenkt worden ist. Der Spitzensteu-
ersatz in der Einkommensteuer beläuŌ  sich hingegen auf 42 Prozent bzw. 45 Prozent.
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6.2  Gewerbesteuerau  ommen und Hebesatzentwicklung

Das AuŅ ommen der Gewerbesteuer betrug im Jahr 2018 rund 

55,9 Milliarden Euro. Das entspricht einem Anteil am Gesamt-

steuerauŅ ommen von 7,2 Prozent. Damit ist die Gewerbesteu-

er nach der Einkommen- und Umsatzsteuer die driƩ größte Ein-

zelsteuer in Deutschland. Den Gemeinden standen 2018 neƩ o 

aber nur 46,8 Milliarden Euro zu, weil ein Teil des AuŅ ommens 

als Gewerbesteuerumlage an Bund und Länder abgeführt wird. 

Auch nach Abzug der Gewerbesteuerumlage stellt die Gewerbe-

steuer jedoch die ergiebigste Gemeindesteuer dar. Ihr Anteil am 

gesamten GemeindesteuerauŅ ommen belief sich im Jahr 2017 

auf etwa 42 Prozent. Die Gewerbesteuereinnahmen sind aller-

dings stark von der Konjunktur abhängig und schwanken deutlich 

stärker als andere Steuerarten.454

Die Gemeinden können den Gewerbesteuerhebesatz eigenstän-

dig besƟ mmen. Sie sind aber verpfl ichtet, einen Hebesatz von 

mindestens 200 Prozent festzulegen.455 Der DurchschniƩ shebe-

satz der Gemeinden ist von 389 Prozent (2007) auf 402 Prozent 

(2018) gesƟ egen.456 Zudem fi nden Hebe satz steige run gen nicht 

nur in wenigen Gemeinden staƩ , sondern sind ein relaƟ v weit 

verbreitetes Phänomen. Im Zeitraum von 2013–2018 haben mehr 

als die HälŌ e aller Gemeinden den Gewerbesteuer-Hebesatz min-

destens einmal erhöht, während nur jede hundertste Gemeinde 

den Hebesatz senkte.457 

454 Vgl. Kapitel II.6.4.6.
455 § 16 Abs. 4 GewStG.
456 Vgl. Sta  s  sches Bundesamt, RealsteuerstaƟ sƟ k 2017.
457 Vgl. EY (2019), S. 3.
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6.3  Fehlende Rech  er  gung der Gewerbesteuer

6.3.1 Äquivalenzprinzip nicht tragfähig 

Im demokraƟ schen Steuerstaat ist jede Steuerart sachlich zu 

rechƞ erƟ gen; der bloße Verweis auf den Fiskalzweck reicht nicht 

aus.458 Zur Rechƞ erƟ gung der Gewerbesteuer wird häufi g das 

Äquivalenzprinzip herangezogen. Das Äquivalenzprinzip fordert, 

dass die Leistungen des Staates und die Gegenleistungen des 

nutznießenden Bürgers übereinsƟ mmen und insoweit eine Las-

tengerechƟ gkeit hergestellt ist. Mit Blick auf die Gewerbesteuer 

wird daraus abgeleitet, dass die Gemeinden öff entliche Leistun-

gen erbringen, die den ortsansässigen Unternehmen zugutekom-

men. Als Ausgleich dafür sollen die Gemeinden das Recht erhal-

ten, eine Gewerbesteuer von diesen Unternehmen zu erheben. 

Diese ArgumentaƟ on ist aber bereits steuersystemaƟ sch verfehlt. 

Das Äquivalenzprinzip kann die Erhebung von Gebühren und Bei-

trägen legiƟ mieren, weil diese ein Entgelt für staatliche Leistun-

gen darstellen, die einzelnen Bürgern oder einer abgrenzbaren 

Gruppe konkret zugerechnet werden können. Das ist beispiels-

weise bei Gebühren für die Abfall- oder Abwasserentsorgung der 

Fall. Diese Rechƞ erƟ gung ist aber nicht auf die Gewerbesteuer an-

wendbar, weil die steuerfi nanzierten Leistungen der Gemeinden 

nicht nur einzelnen Unternehmen, sondern der Gesamtheit der 

Gemeindeeinwohner zugutekommen.459 Zudem steht das Prinzip 

von Leistung und Gegenleistung im fundamentalen Widerspruch 

zum Wesensgehalt von Steuern, der darin besteht, dass diese 

458 Vgl. Tipke (2003), S. 598: „Steuern … sind gerechƞ erƟ gt, wenn sie geeignet sind, zu 
einer gleichmäßigen Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit beizutragen. … Eine 
Steuer kann nicht allein damit gerechƞ erƟ gt werden, dass sie zur Deckung des Fi-
nanzbedarfes erforderlich ist.“ (Hervorhebung im Original).

459 Das gilt für einen Großteil der Gemeindeleistungen wie bspw. kommunale Sozialleis-
tungen, Kindergärten, öff entliche VerkehrsmiƩ el, Schulen, Theater, Krankenhäuser, 
Sportplätze, Verwaltungsdienstleistungen u. v. m. 
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gerade nicht an eine (den Nutzern zurechenbare) Gegenleistung 

geknüpŌ  sind.460 

Während auf der Ebene der Steuerrech  er  gung der gleichwerƟ -
ge Austausch von kommunalen Leistungen und Gewerbesteuer-

zahlungen nur pauschal unterstellt, aber nicht begründet werden 

kann, wird auf der Ebene des Steuergesetzes das Äquivalenzprin-

zip gänzlich missachtet. Denn die Bemessungsgrundlage der Ge-

werbesteuer stellt nicht auf die kommunalen Leistungen ab, die 

ein Betrieb erhält, sondern richtet sich nach dem Ertrag des Un-

ternehmens. Bei näherer Betrachtung verstößt die Gewerbesteu-

er in mehrfacher Hinsicht gegen das Äquivalenzprinzip: 

 � Die Vorteile der gewerblichen BetäƟ gung für die Gemeinde 

(Arbeitsplätze, Steuereinnahmen aus der Beteiligung an der 

Einkommen- und Umsatzsteuer) bleiben bei der Äquivalenzbe-

trachtung außen vor.

 � UnberücksichƟ gt bleibt ebenfalls, dass die Unternehmen für 

einen Teil der Gemeindeleistungen bereits mit Gebühren und 

Beiträgen belastet werden.

 � Die Verwendung des GewerbesteuerauŅ ommens widerspricht 

dem Äquivalenzprinzip. Zum einen wird das AuŅ ommen der 

Gewerbesteuer zur Finanzierung der Gemeindehaushalte nach 

dem Gesamtdeckungsprinzip verwendet, unterliegt also keiner 

Zweckbindung. Die Gewerbesteuereinnahmen fl ießen in den 

allgemeinen Gemeindehaushalt und dienen der Finanzierung 

sämtlicher Aufgaben. Zum anderen wird die Gewerbesteuer 

von den Gemeinden auch in der Praxis nicht für unterneh-

mensbezogene Leistungen, sondern „vornehmlich für andere 

Zwecke, wie z. B. zur Bestreitung ihrer Kosten aufgrund von 

SGB-II-Leistungen, … SportstäƩ en, kulturellen Einrichtungen 

460 Siehe § 3 AO: „Steuern sind Geldleistungen, die nicht eine Gegenleistung für eine be-
sondere Leistung darstellen…“.
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und dergleichen, verwendet.“461 Das bedeutet, dass eine kleine 

Gruppe von Gewerbesteuerzahlern die Gemeindeleistungen 

für alle Bürger fi nanziert.

 � Auch die Gewerbesteuerumlage verletzt das Äquivalenzprin-

zip, weil sie einen erheblichen Teil des GewerbesteuerauŅ om-

mens an Bund und Länder abführt. 

Es ist off enkundig, dass „die Äquivalenz-Rhetorik mit der Gewer-

besteuer-Realität so gut wie nichts zu tun hat.“462 Die geforderte 

LastengerechƟ gkeit zwischen Gemeinde und steuerzahlendem 

Betrieb ist nicht ansatzweise gewährleistet.463 Der Versuch, die 

Gewerbesteuer mit dem Äquivalenzprinzip zu rechƞ erƟ gen, ist 

daher nicht tragfähig.

6.3.2 Gewerbesteuer mit Leistungsfähigkeitsprinzip unvereinbar

Die Gewerbesteuer zielt als Realsteuer auf ein WirtschaŌ sobjekt 

– den Gewerbebetrieb – ab und nimmt dabei keine Rücksicht 

auf die persönlichen und wirtschaŌ lichen Verhältnisse des Inha-

bers.464 Damit verstößt die Gewerbesteuer gegen den Grundsatz 

der Besteuerung nach der wirtschaŌ lichen Leistungsfähigkeit.465 

Dieser Befund ist besonders schwerwiegend, weil das Leistungs-

fähigkeitsprinzip nach allgemeiner rechts- und fi nanzwissen-

461 Bier (2011), S. 221. Bier verweist auch darauf, dass regelmäßig „das Gewerbesteuer-
auŅ ommen … bei weitem die BruƩ o-SachinvesƟ Ɵ onen der Gemeinden“ übersteigt.

462 Tipke (2003), S. 1162.
463 Vgl. SVR Wirtscha   (2010), Tz. 395: „Insbesondere taugt das Äquivalenzprinzip nicht 

zur Rechƞ erƟ gung dieser Steuer. So nimmt der von der Gewerbesteuer befreite selb-
ständige Fahrlehrer die kommunale Infrastruktur wesentlich stärker in Anspruch als 
ein (einem Urteil des Bundesfi nanzhofs zu Folge) gewerbesteuerpfl ichƟ ger Kükensor-
Ɵ erer.“

464 Alle persönlichen Merkmale, wie z. B. Ehestand, Kinderzahl, Werbungskosten, Son-
derausgaben, persönliches Existenzminimum, sonsƟ ge EinkünŌ e, bleiben grundsätz-
lich unberücksichƟ gt.

465 Aus diesem Grund wird die Gewerbesteuer bereits seit den 1960er Jahren in der Fi-
nanz- und SteuerwissenschaŌ  als überholt bezeichnet. Vgl. Schmölders (1962), S. 64 
und Neumark (1965), S. 61.
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schaŌ licher Ansicht und nach der Rechtsprechung des BVerfG von 

grundlegender Bedeutung für eine gerechte Besteuerung ist.466 

Dieser Verstoß kann bei PersonengesellschaŌ ern nicht dadurch 

behoben werden, dass die Gewerbesteuer bis zu einem Hebesatz 

von 400 Prozent weitgehend oder vollständig auf die Einkommen-

steuer angerechnet wird. Denn zum einen gibt es zahlreiche Ge-

meinden, die einen Hebesatz von über 400 Prozent festlegen.467 

Zum anderen kann die Gewerbesteuer auch bei Hebesätzen von 

unter 400 Prozent höher ausfallen als die Einkommensteuer, so-

dass sie nicht vollständig auf die Einkommensteuer angerechnet 

werden kann.468 

6.4  Steuer- und wirtscha  spoli  sche Mängel der Gewerbe-
steuer

6.4.1 Mehrfach- und Sonderbelastung

Die Gewerbesteuer verstößt gegen eine gerechte und gleichmäßi-

ge Lastenverteilung nach dem Leistungsfähigkeitsprinzip, weil sie 

für besƟ mmte Gruppen von Steuerzahlern eine Mehrfach- und 

Sonderbelastung darstellt. Die ungleiche Belastung triƩ  in ver-

schiedenen Ausprägungen auf:

 � Die Gewerbesteuer ist eine Sonderlast für Gewerbetreibende. 

Nicht gewerbliche Unternehmen sowie Freie Berufe, Selbstän-

466 Vgl. KBI (1996), S. 20 f. und Tipke (2000), S. 488, der das Leistungsfähigkeitsprinzip 
als „Fundamentalprinzip gerechter Besteuerung“ bezeichnet. Vgl. auch das Urteil des 
BVerfG vom 3.11.1982: „Es ist ein grundsätzliches Gebot der SteuergerechƟ gkeit, dass 
die Besteuerung nach der (wirtschaŌ lichen) Leistungsfähigkeit ausgerichtet wird.“ 
(BVErfGE 43, 108).

467 Vgl. Kapitel II.6.2.
468 Anrechnungsüberhänge entstehen zumeist durch die umfangreichen gewerbesteuer-

lichen Hinzurechnungen. Verschärfend kommt hinzu, dass die Anrechnungsüberhän-
ge weder vor- noch zurückgetragen werden dürfen. Siehe § 8 GewStG und § 35 EStG. 
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dige sowie forst- und landwirtschaŌ liche Betriebe werden hin-

gegen nicht belastet.469

 � Die Gewerbesteuer ist eine zusätzliche Unternehmenssteuer 

und führt zu einer steuerlichen Doppelbelastung von gewerbli-

chen Betrieben. Bei PersonengesellschaŌ ern triƩ  sie – in anre-

chenbarer Form – neben die Einkommensteuer. Kapitalgesell-

schaŌ en werden außerdem mit KörperschaŌ steuer belastet. 

 � Viele PersonengesellschaŌ er können die Gewerbesteuer weit-

gehend auf die Einkommen-steuer anrechnen, bei Kapitalge-

sellschaŌ en ist eine Anrechnung auf die KörperschaŌ steuer 

nicht möglich. Bei PersonengesellschaŌ en, die einem Gewer-

besteuersatz von mehr als 400 Prozent unterliegen, können 

die Mitunternehmer aber keine vollständige Anrechnung vor-

nehmen. Insofern triƩ  für diese PersonengesellschaŌ er und 

für alle KapitalgesellschaŌ en eine Sonderbelastung durch die 

Gewerbesteuer ein. 

 � Die gewerbesteuerlichen Hinzurechnungen führen zu einer 

Sonderlast, deren Intensität von Art und Höhe der anfallenden 

Betriebsaufwendungen abhängt. Besonders belastet werden 

Unternehmen, die hohe Aufwendungen für Zinsen, Mieten, 

Pachten oder Lizenzgebühren haben. 

 � Dividenden und sonsƟ ge Erträge aus Anteilen an Kapitalge-

sellschaŌ en unterliegen sogar einer dreifachen Belastung. Auf 

469 Die Forderung, die Freien Berufe in die Gewerbesteuer einzubeziehen, ist gleichwohl 
abzulehnen. Eine schlechte und überholte Steuer wird nicht besser, indem sie einem 
größeren Kreis von Bürgern und Betrieben auferlegt wird. So bliebe die Gewerbe-
steuer auch nach Einbeziehung der Freien Berufe immer noch eine Sonderlast, die 
nur von einem kleinen Teil der Gemeindemitglieder zu erbringen wäre. Auch würden 
die zahlreichen anderen Mängel der Gewerbesteuer, wie der Verstoß gegen das Leis-
tungsfähigkeitsprinzip und die Gefahr einer Substanzbesteuerung, noch stärker ins 
Gewicht fallen. Des Weiteren ist damit zu rechnen, dass die Ausweitung der Gewer-
besteuerpfl icht zu einer fi nanziellen und bürokraƟ schen Mehrbelastung der Freien 
Berufe führt, von der negaƟ ve gesamtwirtschaŌ liche Eff ekte ausgehen dürŌ en. Die 
Forderung nach Einbeziehung der Freien Berufe in die Gewerbesteuer wird u. a. von 
den kommunalen Spitzenverbänden und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erhoben. Vgl. 
DStGB (2010), S. 2 und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (2013), S. 4.
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Unternehmensebene werden die Gewinne mit Gewerbesteuer 

und KörperschaŌ steuer vorbelastet, auf Anteilseignerebene ist 

anschließend Abgeltungsteuer zu zahlen.

Die Höhe der Gewerbesteuer ist somit abhängig von Standort, 

GeschäŌ smodell, Finanzierungsart, Rechtsform und Ausgaben-

struktur des Unternehmens. Die Mehrfach- und Sonderbelastun-

gen der Gewerbesteuer haben eine verzerrende Wirkung, die den 

Anforderungen an eine gerechte und weƩ bewerbsneutrale Be-

steuerung nicht genügen kann. 

6.4.2  Verzerrungen im naƟ onalen und internaƟ onalen WeƩ be-
werb

Die Gewerbesteuer beeinträchƟ gt den WeƩ bewerb sowohl na-

Ɵ onal als auch internaƟ onal und verletzt damit den Grundsatz 

einer weƩ bewerbsneutralen Besteuerung. Zu Verzerrungen im 

naƟ onalen WeƩ bewerb führt die Gewerbesteuer, weil sie die 

Unternehmen je nach TäƟ gkeit, Rechtsform und Standort unter-

schiedlich belastet.

Belastung in Abhängigkeit von der Tä  gkeit

Die Gewerbesteuer verzerrt den WeƩ bewerb zwischen gewerb-

lichen und nichtgewerblichen Betrieben. Das gilt insbesondere 

für den Bereich der Unternehmensfi nanzierung. Weil Zinsaufwen-

dungen den Gewinn erhöhen, verteuert die Gewerbesteuer die 

Fremdfi nanzierung und benachteiligt somit gewerbliche InvesƟ -
Ɵ onen, die durch Kredite oder Anleihen fi nanziert werden.470 

Belastung in Abhängigkeit von der Rechtsform

Darüber hinaus verursacht die Gewerbesteuer WeƩ bewerbsver-

zerrungen zwischen gewerblichen Unternehmen, weil sie diese in 

470 Von diesem Kostentreiber sind sämtliche KapitalgesellschaŌ en betroff en, weil die Ge-
werbesteuer nicht auf die KörperschaŌ steuer anrechenbar ist. Personengesellschaf-
ter werden belastet, sofern die Gewerbesteuer nicht vollständig auf die Einkommen-
steuer angerechnet werden kann. Vgl. Kapitel 6.1.
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Abhängigkeit von der Rechtsform unterschiedlich behandelt. So 

räumt sie Einzelunternehmen und PersonengesellschaŌ en zwar 

einen Freibetrag von 24.500 Euro ein, während es für Kapitalge-

sellschaŌ en keinen Freibetrag gibt. Was jedoch auf den ersten 

Blick als SteuervergünsƟ gung erscheint, ist tatsächlich eine Be-

nachteiligung von PersonengesellschaŌ en. Denn der Freibetrag 

ist zu gering bemessen, um die Abzugsfähigkeit von GeschäŌ s-

führer- und Vorstandsgehältern bei KapitalgesellschaŌ en ausglei-

chen zu können.471 Diese Belastungseff ekte treten insbesondere 

bei einem Hebesatz von über 400 Prozent ein.472

Belastung in Abhängigkeit vom Standort

Die Gewerbesteuerhebesätze der Gemeinden weisen eine star-

ke regionale Streuung auf.473 Im Jahr 2018 bewegten sich die He-

besätze in einem Spektrum von 200 bis 580 Prozent.474 Aufgrund 

der fehlenden Anrechnung belastet dieses Hebesatzgefälle insbe-

sondere KapitalgesellschaŌ en. Die steuerliche Gesamtbelastung 

kann zwischen 22,8 Prozent und 36,1 Prozent schwanken (siehe 

Tabelle 6.2). Bei einem Hebesatz von 580 Prozent bewirkt die Ge-

werbesteuer – gegenüber dem Mindesthebesatz von 200 Prozent 

– einen BelastungsansƟ eg um 58 Prozent. 

471 Vgl. KBI (2002a), S. 115.
472 Diese „Restbelastung“ mit Gewerbesteuer fällt auch bei relaƟ v geringeren Beträgen 

ins Gewicht, weil PersonengesellschaŌ er ohnehin häufi g eine höhere Steuerlast als 
KapitalgesellschaŌ en triŏ  . Bspw. werden einbehaltene Gewinne bei Personengesell-
schaŌ ern in der Spitze mit 42 bzw. 45 Prozent Einkommensteuer belastet, sofern die 
bürokraƟ sche Thesaurierungsregelung nicht genutzt wird. Hingegen bleibt bei Kapi-
talgesellschaŌ en die steuerliche Belastung einbehaltener Gewinne regelmäßig unter 
30 Prozent.

473 Unter den Flächenländern hat Brandenburg mit 319 Prozent den niedrigsten Durch-
schniƩ shebesatz und NRW mit 451 Prozent den höchsten DurchschniƩ shebesatz 
(Stand: 2018).

474 Außerhalb des genannten Spektrums liegen nur die Kleinstgemeinden WeƩ ling und 
Dierfeld in Rheinland-Pfalz mit einem Gewerbesteuer-Hebesatz von 600 bzw. 900 Pro-
zent. Zudem hat Oberhausen (NRW) im Jahr 2018 den Gewerbesteuer-Hebesatz von 
550 Prozent auf 580 Prozent erhöht. 
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Tabelle 6.3:  Ertragsteuerbelastung von Kapitalgesellscha  en in Abhängigkeit 
vom Gewerbesteuerhebesatz

Hebesatz GewSt Gewerbesteuer* Körperscha  steuer** Gesamtbelastung

200 % 7,0 % 15,8 % 22,8 %

300 % 10,5 % 15,8 % 26,3 % 

400 % 14,0 % 15,8 % 29,8 % 

500 % 17,5 % 15,8 % 33,3 % 

580 % 20,3 % 15,8 % 36,1 % 

Quelle:  Bier (2011), S. 245 und eigene Berechnungen. * Belastung des Gewerbeertrags, 
** inkl. Solidaritätszuschlag; Abweichungen durch Rundung.

Verzerrung des interna  onalen We  bewerbs

Die Gewerbesteuer verzerrt auch den internaƟ onalen WeƩ -
bewerb zu Lasten deutscher Unternehmen. In den modernen 

VolkswirtschaŌ en gibt es keine Steuer, die der deutschen Ge-

werbesteuer in KonstrukƟ on und Belastungswirkung annähernd 

entspricht.475 Zwar werden auch in einigen anderen Ländern un-

ternehmensbezogene Kommunalsteuern erhoben, doch der Kreis 

der Steuerpfl ichƟ gen und die Bemessungsgrundlage unterschei-

den sich erheblich von den deutschen Regelungen.476 Außerdem 

fallen die Belastungswirkungen dieser Steuern deutlich geringer 

aus als bei der deutschen Gewerbesteuer.477 Verschärfend kommt 

hinzu, dass im Ausland einbehaltene Quellensteuern häufi g nicht 

auf die Gewerbesteuer angerechnet werden können und inso-

weit die Gefahr einer Doppelbesteuerung besteht.478 

475 Vgl. KBI (2002a), S. 121 ff . und Bier (2012), S. 225 f.
476 Ebd, S. 122 ff .
477 Vgl. Bier (2012), S. 225: „Beim Anteil der kommunalen Steuern an der Gesamtbelas-

tung von KapitalgesellschaŌ en ist Deutschland mit 52 Prozent unangefochten der 
Spitzenreiter, gefolgt von Luxemburg, wo … der Anteil der kommunalen Steuer an der 
Gesamtbelastung von KapitalgesellschaŌ en … bei etwas über 20 Prozent liegt.“

478 Ebd. Diese doppelte Belastung triƩ  ein, weil nur sehr wenige Doppelbesteuerungsab-
kommen entsprechende Anrechnungsregelungen für die Gewerbesteuer vorsehen. 
Vgl. auch DSi (2018b), S. 44 ff .
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6.4.3  Gefahr von Substanzbesteuerung und Krisenverschärfung 

Mit der Abschaff ung von Gewerbekapital- und Lohnsummensteu-

er wurden die Mängel der Gewerbesteuer nur scheinbar besei-

Ɵ gt. Die sogenannten Hinzurechnungen belasten die Gewerbebe-

triebe weiterhin unabhängig vom tatsächlich erzielten Gewinn. 

Gegenstand der Hinzurechnungen sind eine Reihe von Betriebs-

ausgaben, insbesondere die Ausgaben für Zinsen, Mieten, Pach-

ten und Lizenzen. Diese Ausgaben werden zwar bei der ErmiƩ -
lung des einkommen- oder körperschaŌ steuerlichen Gewinns als 

Betriebsaufwand vom Ertrag abgesetzt, müssen jedoch bei der 

Gewerbesteuer dem Gewinn wieder teilweise hinzugerechnet 

werden. Diese ertragsunabhängigen Komponenten sind im Zuge 

der Unternehmenssteuerreform 2008 erheblich ausgeweitet und 

zum Teil verschärŌ  worden.479

Die gewerbesteuerlichen Hinzurechnungen belasten grundsätz-

lich jedes Unternehmen.480 Besonders betroff en sind allerdings ei-

genkapitalschwache Betriebe, die auf Fremdfi nanzierungen ange-

wiesen sind481 oder GeschäŌ sräume und andere ProdukƟ onsmit-

tel anmieten müssen. Das Gleiche gilt für Unternehmen, die ka-

pitalintensiv produzieren oder Umstrukturierungen vornehmen, 

sodass überdurchschniƩ lich hohe Zinsausgaben anfallen. Des 

Weiteren führen branchenspezifi sche und regionale Besonder-

heiten, wie z. B. hohe Mietpreise in zentralen Innenstadtlagen, zu 

479 Vgl. KBI (2008c).
480 KapitalgesellschaŌ en sind in der Regel stärker betroff en als PersonengesellschaŌ en, 

weil die Gewerbesteuer nicht auf die KörperschaŌ steuer anrechenbar ist. Vgl. die 
Ausführungen im Kapitel II.6.1.

481 Als besonders nachteilig erweist sich das, wenn Unternehmen vorsorglich Fremdka-
pital aufnehmen, weil die Verfügbarkeit von FinanzmiƩ eln durch die Kapitalmärkte 
nicht gewährleistet erscheint und die FinanzierungskondiƟ onen schwer vorhersagbar 
sind. Die unternehmerisch richƟ ge, vorsorgliche Beschaff ung von Liquidität wird in 
diesen Fällen durch die Gewerbesteuer bestraŌ  und kann in der Krise zu einer weite-
ren Verschlechterung der betrieblichen Lage führen. Vgl. Bier (2012), S. 234.
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einer hohen Belastung.482 Bei schwacher Ertragslage können die 

Hinzurechnungen sogar eine „Scheingewinnbesteuerung“ bewir-

ken: Wenn ein Betrieb einkommensteuerliche Verluste ausweist, 

aber durch die Hinzurechnung von Zins- und Mietausgaben den-

noch ein posiƟ ver Gewerbeertrag entsteht, wird unmiƩ elbar in 

die Substanz eingegriff en und Eigenkapital aufgezehrt. Das kann 

die Existenz von Betrieben gefährden und damit die Markt- und 

WeƩ bewerbsstrukturen erheblich beeinträchƟ gen. 

Aus gesamtwirtschaŌ licher Sicht erschwert die Substanzbesteu-

erung die Bildung von Eigenkapital in Unternehmen, bremst die 

InvesƟ Ɵ onstäƟ gkeit und das wirtschaŌ liche Wachstum.483 Zudem 

triƩ  eine krisenverschärfende Wirkung ein, indem konjunktur-

bedingte Schwankungen und BeschäŌ igungsprobleme verstärkt 

werden. 

6.4.4  Verfassungsrechtliche Bedenken

Das BVerfG hat zwar wiederholt festgestellt, dass die Gewerbe-

steuer mit dem Grundgesetz vereinbar ist. Es hat darauf verwie-

sen, dass die Gewerbesteuer durch das Äquivalenzprinzip ge-

rechƞ erƟ gt wird. Zudem sei die Gewerbesteuer ausdrücklich in 

Art. 106 GG erwähnt, was bereits eine hinreichende verfassungs-

rechtliche LegiƟ maƟ on darstellen würde.484 

482 Mit hohen Belastungen sind etwa Einzelhandel, Fuhrunternehmen, Tankstellenpäch-
ter, Autovermieter, Hotellerie, Gastronomie und andere Dienstleistungsbranchen 
konfronƟ ert. 

483 Vgl. Spengel/Zinn (2010), S. 421: „Die Gewerbesteuer verschlechtert die steuerliche 
StandortaƩ rakƟ vität Deutschlands und hemmt die InvesƟ Ɵ onsbereitschaŌ , da alter-
naƟ ve KapitalinvesƟ Ɵ onen im Vergleich zu SachinvesƟ Ɵ onen begünsƟ gt werden.“

484 In seiner jüngeren Rechtsprechung hat das BVerfG aber zumindest zugestanden, dass 
weder Art. 106 noch Art. 28 GG eine „insƟ tuƟ onelle GaranƟ e … der Gewerbesteu-
er“ bedeuten. Daraus folgert das BVerfG: „Die kommunale Finanzautonomie sollte 
durch eine GaranƟ e des Bestandes der Gewerbeertragsteuer oder einer anderen an 
der WirtschaŌ skraŌ  orienƟ erten Steuer gewährleistet werden.“ Siehe BVerfG 2 BvR 
2185/04, 2189/04 vom 27.01.2010, AbschniƩ  71.
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Dennoch kann diese gewerbesteuerfreundliche Rechtsprechung 

des BVerfG nicht überzeugen.485 Es ist bereits dargelegt worden, 

dass das Äquivalenzprinzip nicht zur Rechƞ erƟ gung der Gewer-

besteuer taugt.486 Deshalb ist die Gewerbesteuer am Leistungsfä-

higkeitsprinzip zu messen. Daraus folgt, dass die Gewerbesteuer 

als Sonderertragsteuer487 für Gewerbebetriebe gegen den Gleich-

heitssatz des Grundgesetzes verstößt.

Zahlreiche Einzelregelungen der Gewerbesteuer sind ebenfalls als 

verfassungsrechtlich bedenklich einzuschätzen. Besonders off en-

kundig ist das bei den gewerbesteuerlichen Hinzurechnungen.488 

Diese führen „zur Besteuerung von Aufwand und verstoßen da-

mit gegen das objekƟ ve NeƩ oprinzip“489. Dadurch wird die steu-

erliche Leistungsfähigkeit der Unternehmen überzeichnet, was 

eine übermäßige Steuerbelastung zur Folge hat. Die Ausweitung 

der Hinzurechnungen im Zuge der Unternehmenssteuerreform 

2008 hat somit den ohnehin „verfassungsrechtlich desolaten 

Zustand“490 der Gewerbesteuer noch verschärŌ .491

6.4.5  Verstoß gegen die Einfachheit der Besteuerung 

Es ist bereits steuersystemaƟ sch nicht einzusehen, warum eine 

zusätzliche Unternehmenssteuer neben Einkommen- und Kör-

485 Vgl. Montag (2018), Rz. 2: „Das Bundesverfassungsgericht hat die Rechƞ erƟ gung der 
Gewerbesteuer erneut primär aus dem Äquivalenzprinzip abgeleitet …, ohne sich in-
haltlich mit der überzeugenden KriƟ k am Äquivalenzprinzip auseinanderzusetzen. Es 
hat … dem Gesetzgeber insofern gewissermaßen einen Freifahrtschein ausgestellt, 
der dem Vorstoß in verfassungsrechtliche kriƟ sche Grenzbereiche … Vorschub leis-
tet.“ Ähnlich Hartmann (2008), S. 2496: „Die Gewerbesteuer [steht] trotz berechƟ gter 
KriƟ k an ihrer Verfassungsmäßigkeit in den nächsten Jahren fakƟ sch unter Bestands-
schutz“ des BVerfG.

486 Vgl. Kapitel II.6.3.
487 Vgl. Montag (2018), Rz. 2.
488 Vgl. Tipke (2003), 1157: „Dass der Betrieb, der sich verschulden musste, der Zinsen, 

Mieten, Pachten zahlt, auf diese Beträge auch noch Steuern zahlen soll, […] ist in der 
Tat nicht einzusehen.“

489 Bier (2012), S. 233.
490 Montag (2018), Rz. 2.
491 Ebd.: „Die gewerbesteuerlichen Hinzurechnungen [wurden] erheblich ausgeweitet, 

[…] was dem Leistungsfähigkeitsprinzip klar und diametral entgegensteht“.
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perschaŌ steuer überhaupt erforderlich sein soll. Zudem wer-

den Steuerzahler und Verwaltung durch die Gewerbesteuer mit 

komplizierten Gesetzestexten, striƫ  gen Rechtsauff assungen und 

einer Vielzahl von Verordnungen, Erlassen und Gerichtsurteilen 

belastet. Die bloße Existenz der Gewerbesteuer verursacht daher 

erheblichen Mehraufwand bei Steuerplanung, -befolgung und 

-vollzug.492 

Verschärfend kommt hinzu, dass die Gewerbesteuer als Objekt-

steuer ein Fremdkörper im Ertragsteuersystem ist und dadurch 

zahlreiche Widersprüche und Abgrenzungsprobleme zur Einkom-

men- und KörperschaŌ steuer auŌ reten.493 Das schaŏ   Rechtsun-

sicherheit für die Steuerpfl ichƟ gen und verursacht zahlreiche Ver-

fahren vor den Finanzgerichten. Somit verstößt die Gewerbesteu-

er klar gegen den Grundsatz einer einfachen und transparenten 

Besteuerung.494

6.4.6 Starke AuŅ ommensschwankungen 

Die Gewerbesteuer verstößt auch gegen den Grundsatz einer 

möglichst steƟ gen Einnahmeentwicklung. Sie stellt eine stabile 

492 Diese Belastung der Unternehmen triƩ  übrigens rechtsformunabhängig auf. Auch 
PersonengesellschaŌ er, die die Gewerbesteuer vollständig auf die Einkommensteuer 
anrechnen können, müssen die Gewerbesteuer aus dem einkommensteuerlichen Ge-
winn ableiten, diesen mit Hilfe von Zu- und Abschlägen „objekƟ vieren“ und dann die 
Steuerschuld berechnen und abführen. Vgl. KBI (2002a), S. 128.

493 Vgl. Roser (2012), S. 201 ff . Besondere Probleme ergeben sich bei der Besteuerung 
von gewerbesteuerpfl ichƟ gen PersonengesellschaŌ en. Diese unterliegen zum einen 
der Gewerbesteuer, die als Objektsteuer die persönlichen Merkmale des Inhabers ge-
rade nicht berücksichƟ gt. Die Einkommensteuer knüpŌ  hingegen an die Person des 
Steuerpfl ichƟ gen an, sodass der Gewinn nach dem Transparenzprinzip den Gesell-
schaŌ ern zugeordnet wird. Diese „Transparenzelemente für gewerbesteuerliche Zwe-
cke rückgängig zu machen, verursacht erhebliche Abgrenzungsprobleme, technische 
Probleme und Rechtsunsicherheiten.“ (ebd., S. 202).

494 Vgl. SVR Wirtscha   (2010), Tz. 394: „Die Mängel der Gewerbesteuer sind hinreichend 
bekannt. Sie führt zu einer außerordentlichen Verkomplizierung des Unternehmens-
steuerrechts.“
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FinanzausstaƩ ung der Kommunen nicht sicher495 und kann daher 

nicht als „gute“ Gemeindesteuer bezeichnet werden (siehe Tabel-

le 6.3).

Tabelle 6.4: Entwicklung des Gewerbesteuerau  ommens

 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005

in Mrd. Euro 27,1 27,0 24,5 23,5 24,1 28,4 32,1

+/– ggü. Vorjahr  – 0,4 % – 10,2 % – 4,3 % 2,5 % 15,1 % 11,5 %

 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012

in Mrd. Euro 38,4 40,1 41,0 32,4 35,7 40,4 42,3

+/– ggü. Vorjahr 16,4 % 4,2 % 2,2 % – 26,5 % 9,2 % 11,6 % 4,7 %

 2013 2014 2015 2016 2017 2018

in Mrd. Euro 43,0 43,8 45,7 50,1 52,9 55,9

+/– ggü. Vorjahr 1,5 % 1,7 % 4,3 % 8,7 % 5,2 % 5,7 %

Quelle: BMF, kassenmäßige Steuereinnahmen nach Gebietskörperscha  en 1999–2017.

Das AuŅ ommen der Gewerbesteuer reagiert besonders emp-

fi ndlich auf den Konjunkturverlauf. Das führt in wirtschaŌ lichen 

Aufschwungsphasen zu hohen Zusatzeinnahmen der Gemeinden 

und in einer Rezession zu erheblichen Einnahmeausfällen. Bei Ge-

meinden, die von Gewerbesteuerzahlungen weniger Unterneh-

men einer Branche abhängig sind, folgen diese Schwankungen 

sogar der GeschäŌ slage einer einzelnen Branche.496 Diese hohe 

Konjunkturreagibilität der Gewerbesteuer erschwert eine ver-

495 Vgl. Jonas (2010), S. 977: „Die Gewerbesteuereinnahmen … bilden die Basis für die 
Finanzierung von Ausgaben, die Bund und Länder den Kommunen aufgrund ihrer Ge-
setzgebungskompetenz zuordnen können. In dieser KeƩ e … sind die Kommunen das 
schwächste Glied. Deshalb ist es letztlich unvernünŌ ig, dass sie zur Finanzierung die-
ser Aufgaben auf eine Steuer angewiesen sind, die hoch volaƟ l ist und keinen steƟ gen 
und planbaren Einnahmefl uss garanƟ eren kann.“ 

496 Das gilt etwa für die Gemeinden Frankfurt a. M. oder Rüsselsheim, die stark von der 
Entwicklung der Banken- bzw. Automobilbranche abhängig sind. 
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lässliche kommunale Finanzplanung und verleitet die Gemeinden 

zu einem prozyklischen Ausgabeverhalten. Das beeinträchƟ gt das 

Ziel einer soliden Haushaltsführung auf allen staatlichen Ebenen 

und steht im Widerspruch zu den Anforderungen des europäi-

schen Stabilitäts- und Wachstumspakts.

6.4.7  Übermäßige SteuerkraŌ unterschiede zwischen Gemeinden

Die Gewerbesteuer führt zu unangemessenen SteuerkraŌ unter-

schieden zwischen den Gemeinden, selbst wenn diese der glei-

chen Größenklasse angehören.497 Das AuŅ ommen der Gewerbe-

steuer ist nämlich umso größer, je höher die Industriedichte und 

je größer die ErtragskraŌ  der ansässigen Betriebe sind. Von der 

Gewerbesteuer profi Ɵ eren somit in erster Linie gewerbereiche 

und größere Gemeinden. Zudem konnten diese Gemeinden auf-

grund der hohen Gewerbesteuereinnahmen schneller ihre Infra-

struktur ausbauen, dadurch weitere Gewerbebetriebe anlocken 

und ihre SteuerkraŌ  noch weiter steigern. Mit dieser Tendenz, 

die SteuerkraŌ unterschiede noch zu verstärken, beeinträchƟ gt 

die Gewerbesteuer die Erreichung gesamtwirtschaŌ licher Ziele. 

Dazu zählen die Schaff ung von Arbeitsplätzen in strukturschwa-

chen Gebieten, die Hebung dort vorhandener Wachstumsreser-

ven und die Verringerung von übermäßigen Unterschieden in der 

interregionalen Einkommensverteilung.498

6.4.8  BeeinträchƟ gung der kommunalen Willensbildung

Die Gewerbesteuer kann auch ein Hindernis für eine ausgewo-

gene kommunale Willensbildung darstellen. In vielen Gemeinden 

haben einzelne Gewerbetreibende relaƟ v wenig Einfl uss auf die 

poliƟ sche Entscheidungsfi ndung, weil sie gegenüber den sonsƟ -
gen Gemeindebürgern in der Minderzahl sind. Von einer Gewer-

497 Vgl. KBI (2002a), S. 133.
498 Vgl. KBI (2002a)., S. 135 f.
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besteuererhöhung sind somit nur wenige Bürger direkt betroff en, 

während die große Mehrheit von den zusätzlichen Leistungen 

der Gemeinde profi Ɵ ert, ohne allerdings zur Finanzierung her-

angezogen zu werden.499 In Einzelfällen kann die Gewerbesteuer 

aber auch als Hebel genutzt werden, um Sonderinteressen großer 

Unternehmen durchzusetzen.500 Ein künŌ iger Zuwachs an Gewer-

besteuereinnahmen dient dabei als LockmiƩ el, das die Gemein-

den dazu veranlasst, bei einem Ansiedlungsvorhaben besondere 

Zugeständnisse zu machen. In beiden Fällen verzerrt die Gewer-

besteuer die kommunale Willensbildung und trägt dazu bei, dass 

besƟ mmten Gruppen ungerechƞ erƟ gte Belastungen oder Vortei-

le zuteilwerden.

6.5  Reformbedarf 

Die Gewerbesteuer lässt sich nicht mit dem Äquivalenzprinzip 

rechƞ erƟ gen, verstößt gegen das Leistungsfähigkeitsprinzip und 

weist zahlreiche steuer- und wirtschaŌ spoliƟ sche Mängel auf. Da-

her besteht in der FinanzwissenschaŌ  ein breiter Konsens, dass 

die Gewerbesteuer nicht mehr zeitgemäß ist und einen Fremd-

körper im naƟ onalen und internaƟ onalen Unternehmenssteuer-

recht darstellt.501 Dies bestäƟ gt die langjährige Forderung des DSi, 

dass die Gewerbesteuer abgeschaŏ   und durch einen höheren 

Gemeindeanteil an den GemeinschaŌ ssteuern ersetzt werden 

sollte.502 

499 Vgl. BMF-Beirat (1982), S. 34.
500 Vgl. Solms (2011), S. 445: „Zur Sicherung des ‚demokraƟ schen Bandes‘ zwischen 

Bürgern und Gemeinden kann die Gewerbesteuer nicht beitragen. Inhaber großer 
Gewerbebetriebe mögen ein DruckmiƩ el gegen Gemeindeväter und -müƩ er haben, 
demokraƟ sch ist das sicher nicht. Transparenz besteht nicht.“

501 Jüngst ist diese Einschätzung noch einmal bekräŌ igt worden. So hat der Präsident des 
ifo InsƟ tuts, Clemens Fuest, die nächste Bundesregierung aufgefordert, eine grundle-
gende Reform der Gewerbesteuer anzugehen. Auch die Kölner Steuerrechts-ExperƟ n 
Johanna Hey bezeichnet die Reform der Gewerbesteuer als eine der längst überfäl-
ligen Strukturreformen im deutschen Unternehmenssteuerrecht. Vgl. ifo-Ins  tut 
(2017) und Hey (2017), S. 637.

502 Siehe Kapitel 6.5.2.
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Der bisher letzte Versuch, die Gewerbesteuer zu reformieren, ist 

im Jahr 2010 am Widerstand der kommunalen Spitzenverbän-

de gescheitert. Seitdem sind keine nennenswerten poliƟ schen 

IniƟ aƟ ven für eine Gewerbesteuerreform zu verzeichnen. Auch 

im KoaliƟ onsvertrag von CDU, CSU und SPD ist nicht von einer 

Reform der Gewerbesteuer, sondern nur von der Sicherstellung 

der kommunalen Steuerquellen die Rede. Der Gewerbesteuerab-

bau ist zwar weiterhin wünschenswert, erscheint jedoch auf ab-

sehbare Zeit kaum durchsetzbar zu sein, da nicht zuletzt die Ge-

meinden nicht bereit sind, auf die Gewerbesteuer(-einnahmen) 

zu verzichten. Angesichts dieser Ausgangslage sollen zunächst 

Möglichkeiten aufgezeigt werden, wie die Unternehmen bei der 

Gewerbesteuer zumindest schnell entlastet werden können.503 

Solche Entlastungen sind dringend nöƟ g, da die US-Steuerreform 

und die aktuellen Steuersenkungen in vielen europäischen Nach-

barländern den internaƟ onalen SteuerweƩ bewerb erheblich ver-

schärŌ  haben.504 

6.5.1  Kurzfris  ges Reformziel: Reduzierung der Gewerbesteuer-
belastung505

Reformop  on 1: Gewerbesteuerliche Hinzurechnungen abschaf-
fen bzw. entschärfen

Zu den gewerbesteuerlichen Hinzurechnungen zählen eine Rei-

he von Betriebsausgaben, insbesondere die Ausgaben für Zinsen, 

Mieten, Pachten und Lizenzen.506 Diese Ausgaben werden bei der 

Einkommen- und KörperschaŌ steuer grundsätzlich als Betriebs-

aufwand anerkannt und mindern daher den Gewinn. Bei der 

503 Einen aktuellen Entlastungsvorschlag für KapitalgesellschaŌ en hat Bayern in den Bun-
desrat eingebracht. Demnach soll die Unternehmenssteuerbelastung sinken, indem 
eine „teilweise Anrechnung der Gewerbesteuer auch bei der KörperschaŌ steuer ein-
geführt wird.“ Vgl. Bundesrats-Drucksache 325/18 vom 04.07.2018.

504 Vgl. DSi (2018b).
505 Vgl. DSi (2018a).
506 Vgl. ausführlich KBI (2008). 
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ErmiƩ lung der gewerbesteuerlichen Bemessungsgrundlage sind 

diese Ausgaben jedoch teilweise dem Gewinn hinzuzurechnen 

(siehe Tabelle 6.2).507 Die Hinzurechnungen bei der Gewerbesteu-

er sind besonders problemaƟ sch, da sie eine vom Gewinn unab-

hängige Kostenbesteuerung bedeuten. Das kann dazu führen, 

dass selbst Unternehmen, die (in Krisenzeiten) vorübergehend 

keine Gewinne erzielen, dennoch Gewerbesteuer zahlen müs-

sen.508 

Tabelle 6.5:  Kostenbelastung durch die Hinzurechnungen bei der Gewerbe-
steuer 

Quelle:  EY (2017a), S. 11. Hinweis: Als „fi k  ver“ Zinsanteil wird der gesetzlich unterstellte 
Zinsanteil bezeichnet. 

SteuersystemaƟ sch widersprechen die Hinzurechnungen dia-

metral dem NeƩ oprinzip. Dieser elementare Grundsatz der Be-

steuerung verlangt, dass Betriebsausgaben zwingend den steu-

erlichen Gewinn mindern. Zudem werden die Gewinne, die z. B. 

durch Zinseinnahmen nach Abzug von Betriebsausgaben oder 

(pauschalierter) Werbungskosten erzielt werden, bereits beim 

507 Dabei wird ein Hinzurechnungs-Freibetrag von 100.000 Euro berücksichƟ gt.
508 Unter besƟ mmten Umständen – z. B. in hochpreisigen Innenstadtlagen, bei relaƟ v 

niedrigen Gewinnmargen oder starker Fremdfi nanzierung – kann es daher zu einer 
existenzgefährdenden Substanzbesteuerung kommen, die den Betrieben Liquidität 
und dringend benöƟ gtes Eigenkapital entzieht.
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Kapitalgeber erfasst und steuerlich belastet. Durch die Hinzu-

rechnungen kommt es daher zu einer nicht zu rechƞ erƟ genden 

Doppelbesteuerung. Die gewerbesteuerlichen Hinzurechnungen 

sollten daher gänzlich abgeschaŏ   werden.509 Falls dies poliƟ sch 

nicht durchsetzbar ist, sollten die Hinzurechnungen zumindest 

entschärŌ  werden. Dies wäre durch eine Anhebung des Hinzu-

rechnungsfreibetrags oder einer Absenkung der Hinzurechnungs-

anteile möglich.510 Erste poliƟ sche IniƟ aƟ ven zur Entschärfung 

der Hinzurechnungen liegen bereits vor.511 

Reformop  on 2: Absenkung der Gewerbesteuer-Messzahl

Die Gewerbesteuer wird in einem mehrstufi gen Verfahren be-

rechnet (siehe Tabelle 6.2). Da die Gemeinden den Hebesatz ei-

genständig festlegen können, entscheiden sie letztlich über die 

Höhe der Gewerbesteuer. Doch auch der Bundesgesetzgeber hat 

verschiedene Möglichkeiten, die Gewerbesteuerbelastung zu be-

einfl ussen. Um die Belastung bei unveränderten Hebesätzen zu 

reduzieren, könnte bspw. die Steuermesszahl von derzeit 3,5 Pro-

zent abgesenkt werden.512 Die daraus resulƟ erenden Einnahme-

ausfälle der Gemeinden müssten allerdings zumindest teilweise 

kompensiert werden, da ansonsten die Gemeinden die Gewerbe-

steuerhebesätze anheben dürŌ en. Eine solche fi nanzielle (Teil-)

KompensaƟ on könnte durch eine Erhöhung des Gemeindeanteils 

509 Vgl. bereits KBI (2008).
510 Der Hinzurechnungsfreibetrag beträgt derzeit 100.000 Euro/Jahr. Die Hinzurech-

nungsquote liegt bei 25 Prozent (siehe Tabelle 6.5). Im Übrigen ist der fi kƟ ve Zinsanteil 
bei den Hinzurechnungen im Jahren 2007/2008 und damit in einer Phase mit einem 
relaƟ v hohen Zinsniveau festgelegt worden. In dem anhaltenden Niedrigzinsumfeld 
ist daher auch aus diesem Grund eine Korrektur geboten.

511 Das Land Nordrhein-Wesƞ alen forderte die Bundesregierung in einem Bundesratsan-
trag jüngst auf, den Hinzurechnungsfreibetrag von derzeit 100.000 Euro auf 150.000 
oder 200.000 Euro zu erhöhen. Vgl. Bundesrat (2018), S. 6.

512 Siehe § 11 GewStG. Die Gewerbesteuermesszahl wurde bereits im Zuge der Unter-
nehmenssteuerreform 2008 von maximal 5 Prozent auf 3,5 Prozent reduziert. Dieser 
SchriƩ  wurde jedoch von Maßnahmen fl ankiert, die zu einer Erhöhung der Gewerbe-
steuerbelastung führten (z. B. Abschaff ung der Abzugsfähigkeit der Gewerbesteuer 
als Betriebsausgabe oder Ausweitung der Hinzurechnungstatbestände).
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an der Umsatz- oder Einkommensteuer erfolgen. AlternaƟ v wäre 

eine Abschaff ung oder Absenkung der Gewerbesteuer-Umlage 

denkbar, die derzeit in die Haushalte von Bund und Ländern fl ießt 

und die kommunalen NeƩ oeinnahmen aus der Gewerbesteuer 

reduziert. 

Reformop  on 3: Erhöhung des Freibetrags für natürliche Perso-
nen und Personengesellscha  en 

Bei der Festsetzung der Gewerbesteuer wird natürlichen Perso-

nen und PersonengesellschaŌ en ein Freibetrag gewährt. Dieser 

beträgt seit dem Jahr 2002 unverändert 24.500 Euro und ist durch 

die seitdem aufgelaufene Infl aƟ on erheblich entwertet worden. 

Um der zwischenzeitlichen Preisentwicklung Rechnung zu tragen, 

wäre daher eine Anpassung auf rund 30.600 Euro erforderlich. 

Aus steuersystemaƟ scher Sicht ist der Reformbedarf noch grö-

ßer. Denn der Freibetrag bei der Gewerbesteuer soll einen fi k-

Ɵ ven Unternehmerlohn berücksichƟ gen, um so die natürlichen 

Personen und PersonengesellschaŌ en mit KapitalgesellschaŌ en 

gleichzustellen, die ihren Gewinn um die GeschäŌ sführergehäl-

ter mindern können. Der aktuelle Betrag von 24.500 Euro wird 

diesem Ansinnen jedoch nicht gerecht, da der Wert der Arbeits-

leistung vieler Unternehmer deutlich darüber liegen dürŌ e. Der 

Freibetrag sollte daher auf einen Betrag erhöht werden, der den 

Unternehmenslohn realitätsgerecht widerspiegelt.513 Ein höherer 

Freibetrag häƩ e auch den Vorteil, dass sich für viele Gewerbetrei-

bende das Besteuerungsverfahren vereinfachen würde, weil z. B. 

keine Vorauszahlungen mehr anfallen.514

513 Dafür spricht auch, dass das Bewertungsgesetz auf eine andere Richtgröße beim Un-
ternehmenslohn verweist. In § 202 Abs. 1 Nr. 2d BewG heißt es, dass „ein angemes-
sener Unternehmerlohn“ zu berücksichƟ gen ist. Dabei wird die „Höhe des Unterneh-
merlohns […] nach der Vergütung besƟ mmt, die eine nicht beteiligte GeschäŌ sfüh-
rung erhalten würde“.

514 Vgl. BdSt (2016), S. 24 f. Gemäß § 19 GewStG wird eine Vorauszahlung nur festgesetzt, 
wenn die zu zahlende Gewerbesteuer mindestens 200 Euro pro Jahr beträgt.
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6.5.2  Mi  elfris  ges Reformziel: Abbau und Ersatz der Gewerbe-
steuer

Aufgrund ihrer gravierenden Mängel sollte die Gewerbesteuer 

miƩ elfrisƟ g vollständig abgebaut werden.515 Als Ersatz für die Ge-

werbesteuer würden die Gemeinden zusätzliche Besteuerungs-

rechte erhalten: 

 � Erhöhung der Beteiligung der Gemeinden an der Umsatz steuer, 

 � AkƟ vierung des im Grundgesetz bereits vorgesehenen Hebe-

satzrechts am Gemeindeanteil der Einkommensteuer in be-

grenzter Höhe,

 � Einrichtung eines ähnlichen Hebesatzrechts auch bei der Kör-

perschaŌ steuer. 

Den Vorschlag zeichnen verschiedene steuer- und fi nanzpoliƟ -
sche Vorteile aus. So ist es bei Umsetzung dieser Maßnahmen 

insbesondere möglich, die Gewerbesteuer abzubauen,

 � ohne die Gesamtbelastung der Steuerzahler zu erhöhen (Be-

lastungsneutralität),

 � ohne die kommunalen Steuereinnahmen zu mindern (Au  om-

mensneutralität),

 � ohne die kommunale Steuerautonomie zu verletzen (Verfas-

sungskonformität).

515 Das KBI hat wiederholt Vorschläge zum Abbau der Gewerbesteuer vorgelegt. Vgl. KBI 
(1984), KBI (2002a), KBI (2010b). In den beiden letztgenannten PublikaƟ onen wird 
detailliert dargestellt, welche Mehr- und Mindereinnahmen gesamtstaatlich sowie 
getrennt nach Bund, Ländern und Gemeinden anfallen und wie die Gewerbesteuer 
für alle GebietskörperschaŌ en auŅ ommensneutral ersetzt werden kann. 
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Verfassungsrechtliche Anforderungen

Art. 28 GG legt fest, dass die GaranƟ e der kommunalen Selbstver-

waltung auch die fi nanzielle Eigenverantwortung der Gemeinden 

umfasst. Den Gemeinden steht deshalb eine eigene wirtschaŌ s-

bezogene Steuerquelle mit Hebesatzrecht zu. Um dieses Verfas-

sungsgebot zu erfüllen, ist jedoch nicht zwingend die Gewerbe-

steuer erforderlich. Das impliziert bereits der allgemein gehalte-

ne Verweis auf eine wirtschaŌ sbezogene Steuerquelle, ohne eine 

konkrete Steuerart zu nennen. Auch ein kommunales Hebesatz-

recht auf die Einkommen- und die KörperschaŌ steuer genügt 

dieser verfassungsrechtlichen Anforderung, weil das AuŅ ommen 

dieser Steuern ebenfalls von der wirtschaŌ lichen Leistungsfähig-

keit eines Standorts abhängt.516

Darüber hinaus ist in Art. 106 Abs. 5 GG517 bereits die Möglichkeit 

vorgesehen, ein kommunales Hebesatzrecht auf den Gemeinde-

anteil an der Einkommensteuer einzurichten. Zur AkƟ vierung die-

ses Hebesatzrechts muss die Verfassung nicht geändert werden. 

Um auch bei der KörperschaŌ steuer ein ähnlich gestaltetes He-

besatzrecht einzuführen, ist hingegen eine Verfassungsänderung 

notwendig. Dies wäre allerdings ein folgerichƟ ger SchriƩ , weil 

der Bezug zur kommunalen WirtschaŌ skraŌ  bei der KörperschaŌ -
steuer noch ausgeprägter ist.518 Zudem hat die parallele Einfüh-

rung eines Hebesatzrechts bei beiden Unternehmenssteuern den 

516 Das von kommunalen Interessenvertretern immer wieder eingeforderte „Band zwi-
schen Kommune und WirtschaŌ “ ist daher gewährleistet. Vgl. Deutscher Städtetag 
(2010), S. 25.

517 „Die Gemeinden erhalten einen Anteil an dem AuŅ ommen der Einkommensteuer, 
der von den Ländern an ihre Gemeinden auf der Grundlage der Einkommensteuerleis-
tungen ihrer Einwohner weiterzuleiten ist. Das Nähere besƟ mmt ein Bundesgesetz, 
das der ZusƟ mmung des Bundesrates bedarf. Es kann besƟ mmen, daß die Gemeinden 
Hebesätze für den Gemeindeanteil festsetzen.“ 

518 Die Einkommensteuer knüpŌ  als Bemessungsgrundlage an das Einkommen an, das 
zu einem Großteil aus LohneinkünŌ en und nur teilweise aus GewinneinkünŌ en aus 
wirtschaŌ licher BetäƟ gung besteht. Bei der KörperschaŌ steuer bezieht sich die Be-
messungsgrundlage hingegen ausschließlich auf Unternehmensgewinne.
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Vorteil, dass PersonengesellschaŌ er und KapitalgesellschaŌ en in 

dieser Hinsicht gleich behandelt werden.

Der Abbau der Gewerbesteuer würde Mindereinnahmen bei den 

Kommunen verursachen, die allein durch ein begrenztes Hebes-

atzrecht der Gemeinden auf Einkommen- und KörperschaŌ steu-

er nicht vollständig kompensiert werden könnten. Die erhöhte 

Beteiligung der Gemeinden an der Umsatzsteuer erfüllt daher 

die verfassungsrechtliche Anforderung, das fi nanzielle Gleichge-

wicht im Bundesstaat zu wahren und eine Überbelastung einzel-

ner Steuerzahler zu vermeiden.519 Die grundsätzliche Beteiligung 

der Kommunen an der Umsatzsteuer ist in der Verfassung bereits 

festgeschrieben (Art. 106 Abs. 5 a GG), sodass für eine Erhöhung 

des kommunalen Anteils die Verfassung nicht geändert werden 

muss.520 Hinzu kommt, dass die Umsatzsteuer ohnehin das fl exi-

ble Element der Finanzverfassung darstellt und somit besonders 

geeignet ist, um bei grundlegenden Steuerrechtsänderungen den 

fi nanziellen Ausgleich zwischen Bund und Ländern zu gewährleis-

ten.

Drei Reformbausteine für den Gewerbesteuerabbau 

Zur Gestaltung des Hebesatzrechts am Gemeindeanteil an der 

Einkommensteuer 

Die kommunale Steuerautonomie wird dadurch gewährleistet, 

dass die Gewerbesteuer durch ein Hebesatzrecht am Gemeinde-

519 Mit Blick auf die Umsatzsteuerverteilung legt Art. 106 Abs. 3 fest: „Im Rahmen der 
laufenden Einnahmen haben der Bund und die Länder gleichmäßig Anspruch auf 
Deckung ihrer notwendigen Ausgaben.“ Von Mindereinnahmen der Kommunen sind 
auch die Länder tangiert, weil die Kommunen staatsrechtlich zu den Ländern gehören 
und sich daraus auch eine fi nanzielle Verantwortung der Länder ableitet („grundsätz-
liche Vorsorge- und AlimentaƟ onspfl icht der Länder“). Vgl. KBI (2002a), S. 53. 

520 Aus fi nanz- und verfassungsgeschichtlicher PerspekƟ ve ist es bemerkenswert, dass 
die Umsatzsteuerbeteiligung der Kommunen im Jahr 1998 eingeführt worden ist, um 
die Mindereinnahmen aus dem Wegfall der Gewerbekapitalsteuer auszugleichen. Das 
Verfahren hat sich somit bewährt und kann auch bei einem vollständigen Abbau der 
Gewerbesteuer zum Einsatz kommen.
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anteil der Einkommensteuer ersetzt wird. Der InsƟ tutsvorschlag 

folgt dabei weitgehend den bestehenden Strukturen der Einkom-

mensbesteuerung. So wird in das Quellensteuerverfahren nicht 

eingegriff en.521 Das heißt, der Lohnsteuerabzug durch den Arbeit-

geber bleibt unverändert, um insbesondere kleine und miƩ lere 

Unternehmen durch verschiedene Hebesätze nicht zu überlasten. 

Folglich wird auch der 15-prozenƟ ge Gemeindeanteil, der in der 

Lohnsteuer und in den Einkommensteuervorauszahlungen ent-

halten ist, wie bisher an die Gemeinden abgeführt. Er dient als 

Abschlag auf die kommunale Einkommensteuer, deren endgülƟ ge 

Höhe die jeweils hebesatzberechƟ gten Gemeinden besƟ mmen. 

Das kommunale Hebesatzrecht wird erst im Rahmen der Einkom-

mensteuer-Veranlagung angewendet, wobei der Gemeindeanteil 

im Steuerbescheid separat ausgewiesen wird. Bei einem niedri-

gen Hebesatz wird ein Teil der bereits gezahlten Lohnsteuer an 

den Steuerzahler erstaƩ et. Bei erhöhten Hebesätzen wird hinge-

gen eine Nachzahlung des Steuerzahlers fällig, die das Finanzamt 

an die Wohnsitzgemeinde abführt. Jeder Bürger kann seinem 

Steuerbescheid entnehmen, wie viel Einkommensteuer er für die 

Finanzierung kommunaler Leistungen zahlt.

Es muss jedoch Vorsorge getroff en werden, dass das kommunale 

Hebesatzrecht die ohnehin hohe Einkommensteuerbelastung522 

nicht weiter erhöht. Deshalb wird der Hebesatz vorerst auf die 

Höhe des 15-prozenƟ gen Gemeindeanteils nach oben begrenzt. 

Eine begrenzte Erhöhung der Hebesätze über diese Marke hin-

aus ist erst dann empfehlenswert, wenn sich die Steuerlast durch 

einen insgesamt abgesenkten Einkommensteuertarif reduziert. 

Auch dann ist darauf zu achten, dass die Tarifentlastung nicht 

vollständig durch das Hebesatzrecht aufgezehrt wird. Auf diese 

521 Aus diesem Grund fi ndet das kommunale Hebesatzrecht bei der Abgeltungsteuer kei-
ne Anwendung.

522 Vgl. KBI (2008b), S. 11 ff  und KBI (2006b), S. 30 ff . Siehe auch Kapitel II.2.2.
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Weise wird dem Verfassungsgebot entsprochen, dass den Kom-

munen Hebesatzrechte einzuräumen sind, und zugleich wird ein 

Schutzmechanismus gegen den AnsƟ eg der Steuerbelastung ein-

gebaut.

Zur Gestaltung des Hebesatzrechts am Gemeindeanteil an der 
Körperscha  steuer 

Der vollständige Abbau der Gewerbesteuer erfordert zunächst 

eine Anpassung der KörperschaŌ steuer. Ansonsten entstünde 

ein erhebliches Steuergefälle zwischen KapitalgesellschaŌ en, die 

nur noch mit 15 Prozent KörperschaŌ steuer belastet würden, und 

PersonengesellschaŌ ern, die in der Spitze einem Einkommen-

steuersatz von 45 Prozent unterlägen. Es ist somit sachgerecht, 

den KörperschaŌ steuersatz belastungsneutral anzuheben523 und 

die daraus resulƟ erenden Mehreinnahmen teilweise zur Finan-

zierung des Gewerbesteuerabbaus zu nutzen. Daher werden den 

Gemeinden ein 15-prozenƟ ger Anteil an der KörperschaŌ steuer 

und ein kommunales Hebesatzrecht auf den Gemeindeanteil ein-

geräumt. Dabei ist wie bei der Einkommensteuer zu beachten, 

dass die Erhöhung der KörperschaŌ steuer ausreichend Spielraum 

für ein beschränktes Hebesatzrecht ohne Belastungsverschärfung 

belässt.

Zur Erhöhung und Au  eilung des kommunalen Umsatzsteueranteils

Das kommunale Hebesatzrecht bei der Einkommen- und Kör-

perschaŌ steuer trägt der kommunalen Steuerautonomie hinrei-

chend Rechnung, kann die kommunalen Mindereinnahmen aus 

dem Gewerbesteuerabbau aber nicht vollständig kompensieren. 

523 Zurzeit beläuŌ  sich bei KapitalgesellschaŌ en die Gesamtbelastung von einbehaltenen 
Gewinnen (einschließlich der Gewerbesteuer) auf insgesamt etwa 30 Prozent. Daher 
wäre bei Wegfall der Gewerbesteuer eine Erhöhung der KörperschaŌ steuer auf 25 bis 
höchstens 30 Prozent empfehlenswert, um den Kommunen ein begrenztes Hebesatz-
recht ohne belastungsverschärfende Wirkung einzuräumen. Vgl. KBI (2010b), S. 20 f.
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Deshalb ist als driƩ e Maßnahme der bereits bestehende Gemein-

deanteil an der Umsatzsteuer zu erhöhen, um die Gewerbesteuer 

für die Kommunen auŅ ommensneutral zu ersetzen.524 

Im Grundgesetz ist vorgesehen, dass der kommunale Umsatz-

steueranteil durch einen orts- und wirtschaŌ sbezogenen Schlüs-

sel auf die einzelnen Gemeinden verteilt wird (Art. 106 Abs. 5a 

GG). Als Kriterien, die das Gewicht der Verteilungsschlüssel be-

sƟ mmen, schlägt das InsƟ tut den örtlichen NeƩ o-Umsatz und er-

gänzend die örtliche BeschäŌ igtenzahl vor. Beide Kriterien sind 

orts- und wirtschaŌ sbezogen, weil sie in pauschalierender Weise 

an die lokale Wertschöpfung anknüpfen.525 Sie sind auch einfach 

zu ermiƩ eln, weil sie auf bestehende amtliche StaƟ sƟ ken auĩ au-

en und deshalb keinen zusätzlichen Aufwand für Unternehmen 

bedeuten. 

Steuer- und fi nanzpoli  sche Vorteile 

Der vollständige Abbau der Gewerbesteuer bereinigt das Steu-

errecht von einer Sonderbelastung der Gewerbebetriebe, die 

weder mit dem Äquivalenzprinzip noch mit dem Leistungsfä-

higkeitsprinzip zu rechƞ erƟ gen ist. Der Wegfall der überholten 

Gewerbesteuer trägt auch zur Vereinfachung des Steuerrechts 

bei und entlastet damit Steuerzahler, Finanzverwaltung und Fi-

nanzgerichte. Für die Unternehmen enƞ ällt vor allem die Pfl icht, 

524 Gemäß § 1 Finanzausgleichsgesetz beträgt der Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer 
derzeit 3,4 Prozent. Für einen vollständigen Ausgleich der kommunalen Minderein-
nahmen wäre der Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer auf etwa 18 Prozent zu erhö-
hen. Vgl. KBI (2010b), S. 21 f.

525 Grundsätzlich sollte das Kriterium örtlicher NeƩ o-Umsatz stärker gewichtet werden, 
weil dieser einen nahezu vollständigen und unmiƩ elbaren Bezug zur WirtschaŌ skraŌ  
aufweist. Die BeschäŌ igtenzahl hat hingegen eine nivellierende Wirkung, die allzu 
großen SteuerkraŌ unterschieden zwischen den Gemeinden entgegenwirkt. Bei der 
Gewichtung der Verteilungskriterien können somit auch (kommunal-)poliƟ sche Erfor-
dernisse berücksichƟ gt werden. Das heißt, dass eine ausgewogene Gewichtung der 
beiden Kriterien durchaus die Erfolgschancen eines Gewerbesteuerabbaus erhöhen 
kann. Vgl. KBI (2002a), S. 14.



193

eine Gewerbesteuererklärung und ggf. eine Gewerbesteuerzer-

legungserklärung an die Finanzbehörden abzugeben.526 Der weg-

fallende Verwaltungsaufwand würde die Unternehmen um rund 

1,9 Milliarden Euro jährlich entlasten.527

Ein weiterer Vorteil ist die verstärkte Ausrichtung der Gemeinde-

steuern am Grundsatz einer Besteuerung nach der wirtschaŌ li-
chen Leistungsfähigkeit. Der Ersatz der Gewerbesteuer beseiƟ gt 

daher auch die Gefahr von Substanzeingriff en, die von den er-

tragsunabhängigen Elementen der Gewerbesteuer ausgehen. 

Der InsƟ tutsvorschlag weist auch Vorteile in Hinblick auf den naƟ -
onalen und internaƟ onalen WeƩ bewerb auf. Innerhalb Deutsch-

lands wird der Unternehmens- und StandortweƩ bewerb nicht 

mehr durch die Sonderlast der Gewerbesteuer verzerrt. Im in-

ternaƟ onalen WeƩ bewerb werden die Unternehmen von einer 

Steuer befreit, die es in vergleichbarer Form in anderen Ländern 

nicht gibt.

Des Weiteren wirkt sich die Abschaff ung der Gewerbesteuer po-

siƟ v auf die FinanzausstaƩ ung der Kommunen aus. Die Gemein-

den sind nicht mehr dem stark schwankenden AuŅ ommen aus 

der Gewerbesteuer ausgesetzt, sondern werden durch die höhe-

re Beteiligung an der Umsatzsteuer mit einer deutlich stabileren 

Einnahmequelle ausgestaƩ et. Das verringert die prozyklischen 

Einfl üsse auf das Ausgabeverhalten der Kommunen und reduziert 

die übermäßigen SteuerkraŌ unterschiede, insoweit diese auf die 

Gewerbesteuer zurückgehen. Durch die Hebesatzrechte auf den 

Gemeindeanteil von Einkommen- und KörperschaŌ steuer wird 

526 Siehe § 14a GewStG.
527 Vgl. WebSKM – Datenbank aller InformaƟ onspfl ichten, unter: h  ps://www-skm.de-

sta  s.de/webskm/online/, abgerufen am 28.10.2018. Das Sta  s  sche Bundesamt lis-
tet in der Datenbank auf, welcher Erfüllungsaufwand den Bürgern und der WirtschaŌ  
durch die Befolgung einer bundesrechtlichen VorschriŌ  entsteht. Die Pfl icht zur Ab-
gabe einer Gewerbesteuererklärung betriŏ   rund 2,97 Millionen Unternehmen und 
verursacht jährliche Kosten von insgesamt 1,86 Milliarden Euro. 
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ein disziplinierender SteuerweƩ bewerb weiterhin ermöglicht. 

Die Begrenzung der Hebesatzrechte nach oben trägt dabei den 

Bedürfnissen der Steuerzahler Rechnung, die durch dieses Siche-

rungselement vor einer weiteren Verschärfung der ohnehin zu 

hohen Steuerbelastung geschützt werden.

Schließlich dürŌ e sich auch die fi nanzpoliƟ sche Willensbildung 

in den Gemeinden verbessern. Der im Steuerbescheid ausge-

wiesene Gemeindeanteil an der Einkommensteuer erhöht die 

Merklichkeit der kommunalen Steuerbelastung. Das führt den 

Steuerzahlern noch deutlicher vor Augen, dass zwischen Hebe-

satzerhöhungen und zusätzlichen Gemeindeausgaben ein enger 

Zusammenhang besteht.528 Dies könnte das Kostenbewusstsein 

der kommunalpoliƟ schen Akteure und die demokraƟ sche (Fi-

nanz-)Kontrolle in der Gemeindevertretung stärken.

6.6 Fazit und Empfehlungen

Der Befund und die Handlungsempfehlungen des InsƟ tuts lassen 

sich wie folgt zusammenfassen:

Tabelle 6.6: Reformbedarf bei der Gewerbesteuer

Mängel der Gewerbesteuer:

 � Keine Rechƞ erƟ gung durch Äquivalenzprinzip 

 � Verstoß gegen Leistungsfähigkeitsprinzip

 � Steuer- und wirtschaŌ spoliƟ sche Mängel

528 Vgl. Däke (2011), S. 35.
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Kurzfris  ges Reformziel: Reduzierung der Gewerbesteuer-

belastung

 � Abschaff ung der gewerbesteuerlichen Hinzurechnungen 

 � Absenkung der Gewerbesteuer-Messzahl

 � Erhöhung des Freibetrags für natürliche Personen und 

PersonengesellschaŌ en 

Mi  elfris  ges Reformziel: Gewerbesteuerabbau mit drei 

Reformbausteinen: 

 � Kommunales Hebesatzrecht auf Gemeindeanteil der 

Einkommensteuer 

 � Ähnliches Hebesatzrecht auf KörperschaŌ steuer sowie 

Anpassung des KörperschaŌ steuersatzes 

 � Erhöhung des Gemeindeanteils an Umsatzsteuer

Vorteile des Gewerbesteuerabbaus: 

 � Belastungsneutral für Steuerzahler

 � AuŅ ommensneutral für Kommunen

 � Verfassungskonform (kommunale Steuerautonomie 

gewahrt)

Eigene Darstellung.

Von Entlastungen bei der Gewerbesteuer würden insbesondere 

KapitalgesellschaŌ en profi Ɵ eren. Das liegt daran, dass Personen-

gesellschaŌ en die Gewerbesteuer weitgehend auf die Einkom-

mensteuer anrechnen können. Daher sollte die Reform der Ge-

werbesteuer durch weitere Entlastungen – etwa durch Einkom-

mensteuersenkungen und die vollständige Abschaff ung des Soli-

daritätszuschlags – ergänzt werden, um die Standortbedingungen 

für alle Unternehmen zu verbessern.


